
Grundlegung 

 51

weitergehend Nachteile der Kindererziehung grundsätzlich über die Berücksichtigung 
im Einkommenssteuerrecht und nicht über kompensierende Kindergeldregelungen aus-
zugleichen160 oder in bestimmten Situationen, etwa der Ausbildung, erhöhte Kinder-
freibeträge vorzusehen.161 

Sollen bestimmte soziale Förderungszwecke162 verfolgt werden, darf nicht überse-
hen werden, daß positive Leistungen einerseits und negative Verschonungen anderer-
seits unterschiedlichen Ansätzen folgen.163 Über den vom Gesetzgeber zu beachtenden 
Grundsatz der Systemkonsistenz164 kann es deshalb zu unterschiedlichen Verteilungs-
wirkungen kommen, je nachdem auf welchem Wege die Förderung erfolgt. 

D. Übergeordnete normative Vorgaben 

I. Verfassungsrechtliche Bezugspunkte 

Bezogen auf die angesprochenen Dimensionen der Verantwortungsteilung165 exis-
tieren grundsätzlich zwei Ansatzpunkte für verfassungsrechtliche Vorgaben, naturge-
mäß allerdings abhängig von der Eigenart und Wirkungsweise des nationalen Verfas-
sungsrechts. Zum einen können grundrechtliche Verbürgungen von Bedeutung sein. Sie 
garantieren nicht nur Kindern eigene Rechte, sondern auch den Familien und Eltern, 
möglicherweise verbunden mit Pflichten. Beide Gruppen von Grundrechtsadressaten 
erhalten damit Abwehrpositionen gegenüber hoheitlichen Maßnahmen und – zuneh-
mend international anerkannt, wenn auch unterschiedlich national grundrechtsdogma-
tisch ausbuchstabiert – weitere rechtliche Positionen, insbesondere Rechte auf Schutz 
und möglicherweise auch auf Förderung. Dazu kommen, unter Umständen in der Form 

                                                           
160  Pechstein, Familiengerechtigkeit als Gestaltungsgebot für die staatliche Ordnung, 1998, S. 291 

m.w.N. 
161  Kirchhof, in: Marré/Stüting (Hrsg.), Essener Gespräche zum Thema Staat und Kirche (21), 1986, 

S. 117 ff.; Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler, Kinderfreibetrag und Grundgesetz, 
1989, S. 15 ff.; Willeke/Onken, Allgemeiner Familienlastenausgleich in der BRD, 1990, S. 157; 
Kirchhof, ZRP 2003, S. 73 ff. 

162 Zunehmend relevant wird das bei Leistungen der Existenzsicherung für Erwerbsfähige; grundl. zur 
negative income tax schon Friedman, in: Bunzel (ed.), Issues of American Public Policy, 1966. 

163  Schnabel, Familienlastenausgleich – Anspruch und Wirklichkeit seit 100 Jahren, 1987, S. 21 ff.; 
Oberhauser, in: Kleinhenz, FS Lampert (Fußn. 59), S. 185 ff.; Schäfer, Familienlastenausgleich in 
der BRD, 1996, S. 85 ff.; Renner, Familienlasten- oder Familienleistungsausgleich?, 2000, S. 6 ff.; 
Dingeldey, Das deutsche System der Ehegattenbesteuerung im europäischen Vergleich, 2002, 
S. 154 ff.; Tünnemann, Der verfassungsrechtliche Schutz der Familie und die Förderung der Kin-
dererziehung im Rahmen des staatlichen Kinderleistungsausgleichs, 2002, S. 37 ff. 

164 Dazu Becker, in: Wulffen/Krasney (Hrsg.), Festschrift 50 Jahre BSG, 2004, S. 77 ff., 83. 
165  Vgl. oben C.II.1. 
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weiterer unmittelbar durchsetzbarer Rechte, im übrigen in der Form programmatischer 
Vorgaben, Verpflichtungen des Staates zur Förderung gesellschaftlicher Institutionen 
und zur Gewährleistung bestimmter Güter und Dienstleistungen. Das bezieht sich ins-
besondere auf den sozialen Schutz und die Bereitstellung von Bildungseinrichtungen. In 
ihrer Gesamtheit können entsprechende verfassungsrechtliche Grundsätze und Grund-
rechte die staatliche Aufgabe der Kindesförderung begründen und umreißen, während 
deren Konkretisierung und Umsetzung der gesetzlichen Festlegung bedarf. 

Der zweite, das Staat-Bürger-Verhältnis ergänzende und dessen Durchführung steu-
ernde Ansatzpunkt betrifft staatsorganisationsrechtliche Vorgaben. Sie können schon 
deswegen nicht außer acht bleiben, weil die Förderung von Kindern, wie vorstehend 
näher ausgeführt, eine komplexe Aufgabe darstellt.166 Ihre Wahrnehmung ist in aus-
drücklich föderal organisierten Staaten auf verschiedene Hoheitsträger verteilt, und 
auch in anderen Ländern spielen auf mittlerer, national-regionaler Ebene angesiedelte 
Verwaltungsträger mit mehr oder weniger umfassender Autonomie eine Rolle. Immer 
sind zudem an ihr die Kommunen beteiligt, die je nach ihrer verfassungsrechtlichen 
Stellung über ein größeres oder geringeres Maß an Eigenständigkeit verfügen. Damit 
gewinnt die Frage, wie die Zuständigkeiten innerstaatlich verteilt sind und wie ver-
schiedene Gestaltungs- und Regelungsebenen geordnet werden, auch im Zusammen-
hang mit der Förderung von Kindern eine unter Umständen sogar erhebliche Bedeu-
tung. 

II. Supra- und internationale Vorgaben 

1. Normative Ansätze der EU 

Weder für die Errichtung von Betreuungs- und Bildungseinrichtungen noch von So-
zialleistungssystemen besitzt die Europäische Union (EU) eine umfassende Kompetenz. 
Da das Feld möglicher staatlicher Interventionen zur Förderung von Kindern aber sehr 
breit ist und zudem Kinder besonders rechtlich geschützt werden, existieren für die hier 
interessierende Thematik einige unionsrechtliche Vorgaben (a)), die allerdings natur-
gemäß nicht umfassend und in sich geschlossen angelegt sind. Dazu kommen eine Rei-
he politischer Instrumente, die für nationale Maßnahmen Standards und Ziele setzen 
können (b)).167 

                                                           
166 Vgl. zur Rolle des Staatsaufbaus im Zusammenhang mit der Sozialleistungsgewährung nur Becker, 

Staat und autonome Träger (Fußn. 126), S. 444 ff. 
167 Allgemein zur Funktionsweise dieser Ansätze Becker, in: SDSRV 59 (2010), S, 89, 96 ff. 
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Zusätzlich existiert eine Informationsplattform, geschaffen als „Europäische Allianz 
für Familien“168, die Anfang 2013 mit dem Sozialinvestitionspaket in der „Europäi-
schen Plattform für Investitionen für Kinder (EPIC)“169 aufgegangen ist. Außerdem ist 
hervorzuheben, daß sich die Europäische Kommission in allgemeiner Form für eine 
Stärkung der Rechte von Kindern einsetzt. So hat sie im Jahr 2006 die Einführung einer 
„Kinderrechtsstrategie“ angeregt170 und im Jahr 2011 eine „EU-Agenda für die Rechte 
des Kindes“ ins Leben gerufen.171 Auch im Hinblick auf die Förderung der Kinderrech-
te durch Elternförderung gibt es unionsrechtliche Ansätze.172 

 
a) Primärrechtlich wird der Schutz der Kinder als Ziel der Union ausdrücklich ver-

ankert (Art. 3 Abs. 3 UAbs. 2, Abs. 5 EUV).173 Dieser Schutz wird näher und durch 
Art. 24 der EU-Grundrechtecharta (GRC) in verschiedener Hinsicht grundrechtlich 
konkretisiert.174 Ergänzt wird er durch einige spezielle Bestimmungen der GRC: durch 
das Recht auf Bildung (Art. 14 GRC), das Kinderarbeitsverbot und den Schutz von Ju-
gendlichen am Arbeitsplatz (Art. 32 GRC), ferner durch den rechtlichen, wirtschaftli-
chen und sozialen Schutz der Familie (Art. 33 Abs. 1 GRC)175 und einen Anspruch auf 
Eltern- und Mutterschutzurlaub (Art. 33 Abs. 2 GRC). 
                                                           
168 2007 unter der Ratspräsidentschaft Deutschlands gegründet als „Plattform für den Gedanken- und 

Erfahrungsaustausch über familienfreundliche Praktiken und für den Austausch bewährter Prakti-
ken unter den Mitgliedstaaten“ (vgl. 9317/1/07 REV 1) mit der letzten erkennbaren Aktivität aus 
dem Jahr 2012 (http://family2014.org/egmb/GP9-EuropeanAllianceFamilies.pdf; Stand: 30.06. 
2014). 

169 Vgl. dazu http://www.bmfj.gv.at/familie/vereinbarkeit-familie-beruf/europaeische-plattform-fuer-in 
vestitionen-in-kinder-epic.html (Stand: 30.06.2014). 

170 KOM(2006) 367 endg.: Betonung, unter Berufung u.a. auf die UN-KRK und die EMRK (vgl. nach-
folgend D.II.2.), der Rechte der Kinder als eigenständige Belange und nicht nur als Teil der allge-
meinen Berücksichtigung der Menschenrechte als Priorität der EU; nach Ansicht der Kommission 
statuieren die EMRK und die UN-KRK nicht nur ein Verbot der Verletzung der Kinderrechte, son-
dern diese seien allgemein im politischen Tätigwerden zu beachten. 

171 KOM(2011) 60 endg.: Unter Berufung auf Art. 24 GRC und die UN-KRK, deren Maßgeblichkeit 
aus der Ratifizierung durch alle EU-Mitgliedsstaaten folge, folgen konkrete Vorschläge von vielfäl-
tigen Maßnahmen in Form von z.B. kindgerechterer Beteiligung im Justizsystem, Verhinderung 
von Diskriminierung für Roma-Kinder, Schutz vor Gefahren durch die Informationsgesellschaft 
(Internet, soziale Netzwerke, Videospiele etc.), Einsatz der EU für Kinderrechte in Drittstaaten 
(insbesondere Bekämpfung von Kinderarbeit, Kindersoldatentum, Sextourismus). 

172 Vgl. Eurofound (Hrsg.), Parenting support in Europe, 2013 (abrufbar unter: http://www.eurofound. 
europa.eu/pubdocs/2012/701/en/1/EF12701EN.pdf; Stand: 11.7.2014). 

173 Dazu und zur Bedeutung der Zielsetzungen Becker, in: Schwarze u.a. (Hrsg.), EU Kommentar, 3. 
Aufl. 2012, Art. 3 EUV, Rdnr. 14 und 16. 

174 Wobei allerdings die rechtliche Einordnung als einzelne Grundrechte umstritten ist, vgl. nur Ross, 
in: Schwarze u.a. (Hrsg.), EU-Kommentar (Fußn. 173), Art. 24 GRC, Rdnr. 3 m.w.N. 

175 Auch insofern ist die rechtliche Qualität umstritten: für einen Grundsatz Knecht, in: Schwarze u. a. 
(Hrsg.), EU-Kommentar (Fußn. 173) Art. 33 GRC Rdnr. 7; Kingreen, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), 
EUV/AEUV, 4. Aufl. 2011, Art. 33 GRC Rdnr. 2; Jarass, Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union, Kommentar, 2. Aufl. 2013, Art. 33 GRC Rdnr. 3; Renner/Bergmann/Dienelt/Berg-
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Sekundärrechtlich existieren Vorgaben für den Mutterschutz, die allerdings keine 
familienpolitischen Ziele verfolgen (RL 92/85/EWG)176, und für den Elternurlaub, wo-
bei die im Jahr 2010 neu gefaßte RL 2010/18/EU177 eine im sozialpartnerschaftlichen 
Dialog getroffene Rahmenvereinbarung durchführt. Insofern konzentriert sich die Ge-
setzgebung der EU auf die Freistellung der Eltern für Geburt und Erziehung von Kin-
dern. Sie setzt damit, der Verteilung der Kompetenzen zwischen Union und Mitglied-
staaten folgend, am Arbeitsverhältnis an. 

 
b) Verschiedene weichere Steuerungsinstrumente beschäftigen sich ebenfalls mit der 

Erwerbstätigkeit. Zu nennen sind zunächst die beschäftigungspolitischen Leitlinien, die 
gem. Art. 148 Abs. 2 S. 1 AEUV von den Mitgliedstaaten „in ihrer Beschäftigungspoli-
tik“ zu „berücksichtigen“ sind.178 

Dazu kommen die programmatischen Ansätze in der Strategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum (sog. Europa 2020).179 Sie zielen ebenfalls auf 
eine Steigerung der Frauenerwerbsquote und heben in diesem Zusammenhang die Be-
deutung des Zugangs zu Kinderbetreuungseinrichtungen hervor und betonen die Wich-
tigkeit des Kampfes gegen Kinderarmut.180 

Sehr viel älter ist die ebenfalls programmatisch angelegte Formulierung der sog. 
Barcelona-Ziele.181 Auch wenn sie zum Teil durch neuere Empfehlungen überholt 
worden sind, verdienen sie wegen ihrer genauen Fassung, insbesondere was die Verbes-
serung des Betreuungsangebots angeht, Erwähnung. So sollten die Mitgliedsstaaten zur 
Beseitigung von Hemmnissen für die Beteiligung von Frauen am Erwerbsleben das 
Versorgungsangebot für die Kinderbetreuung auf mindestens 90% (Kinder ab 3 Jahre 
bis Schule) bzw. 33 % (Kinder unter 3 Jahren) bis 2010 ausbauen.182 

                                                           
mann, Ausländerrecht, 10. Aufl. 2013, Art. 33 GRC Rdnr. 1; zur Auslegung als verbindliches Ge-
bot der Familienförderung Brosius-Gersdorf, Demografischer Wandel und Familienförderung 
(Fußn. 47), S. 632 ff. 

176 V. 19.10.1992, ABl. L 348/1. 
177 V. 8.3.2010, ABl. L 68/13, unter Aufhebung der früheren RL 96/34/EG. 
178 Vgl. zur Bedeutung dieser Verpflichtung Becker, in: Renten in Europa, Die offene Methode der 

Koordinierung im Bereich Alterssicherung – Bilanz und Perspektiven, DRV Schriften Bd. 92 
(2011), S. 19, 24 ff. 

179 KOM(2010) 2020 endg. 
180 KOM(2010) 2020 endg., S. 13, 21 f. der deutschen Fassung. 
181 Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Europäischer Rat, 15./16.03.2002; SN 100/1/02 REV 1. 
182 Vgl. dazu den Bericht der Kommission an das Europäische Parlament zur Umsetzung dieser Ziele 

(KOM (2008), 638 endg.) mit dem Ergebnis, daß die Forderungen bis dahin nur von wenigen Mit-
gliedsstaaten erfüllt wurden, insbesondere was die Betreuung von unter 3-Jährigen betraf. 
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2. Völkerrechtliche Regelungen 

Die hier interessierenden völkerrechtlichen Vorgaben lassen sich zum einen nach ih-
rer Herkunft und, damit verbunden, dem räumlichen Anwendungsbereich, zum anderen 
nach ihrem Themenbezug systematisieren. 

 
a) Den wichtigsten völkerrechtlichen Stützpfeiler für die Gewährung von Kinder-

rechten stellt das im Rahmen der Vereinten Nationen geschaffene Übereinkommen über 
die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention, UN-KRK) vom 20.11.1989183 
dar. Seine Bedeutung liegt darin, daß es, anknüpfend an die Genfer Erklärung zum 
Schutz des Kindes aus dem Jahr 1924184 und an die fast genau 30 Jahre zuvor von den 
Vereinten Nationen abgegebene Erklärung zum selben Gegenstand185 den besonderen 
Schutzbedarf von Kindern betont186 und rechtliche Vorkehrungen zu dessen Abde-
ckung vorsieht.187 Sie ist damit das bis jetzt wichtigste Beispiel eines auf eine Alters-
gruppe zugeschnittenen Schutzinstruments, das über die Zeit erweitert wird188 und vie-
len weiteren Regelungen als Vorbild diente, vor allem auch dem vorstehend erwähnten 
Art. 24 GRC. Das Übereinkommen wurde in allen Vergleichsländern ratifiziert.189 Es 
verpflichtet die Staaten zur Achtung der Rechte des Kindes190 und zu dessen Schutz 
(Art. 2).191 In seinem Art. 3 wird sowohl das Kindeswohl als zentraler Orientierungs-
punkt betont wie das Zusammenspiel zwischen elterlichem Erziehungsauftrag192 und 
Unterstützung durch private und öffentliche Institutionen hervorgehoben. Die Aufga-

                                                           
183 V. 20.11.1989, UNTS Bd. 1577, S. 3 (auch abrufbar unter: https://treaties.un.org/); zur deutschen 

Fassung Zustimmungsgesetz v. 17.2.1992 (BGBl. II, S. 121). 
184 V. 26.09.1924, League of Nations, OJ Spec. Suppl. 21, S. 42. 
185 Erklärung zum Schutz der Rechte des Kindes v. 20.11.1959, GA Res. 1386/XIV, UN Doc. A/4354 

(1959). 
186 Vgl. zum entstehungsgeschichtlichen Hintergrund die Denkschrift zu dem Übereinkommen, BT 

Drucks. 12/42, S. 29 f. 
187 Dazu und der Einbettung in die Aktivitäten von UNICEF zur Bewahrung des Kindeswohls (aller-

dings bezogen auf die Erklärung von 1959) auch Köhler, Sozialpolitische und sozialrechtliche Ak-
tivitäten in den Vereinten Nationen, 1987, S. 621, 624 f. 

188 Vgl. die Fakultativprotokolle Nr. 1 (Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten, A/RES/ 
54/263, v. 25.2.2000, UNTS Bd. 2173, S. 222), Nr. 2 (Verkauf von Kindern, Kinderprostitution/-
pornographie, v. 25.5.2000, UNTS Bd. 2171, S. 227) und Nr. 3 (Individualbeschwerde, 
A/RES/66/138, 2011), erst jüngst nach der Ratifizierung durch Costa Rica als 10. Staat am 
14.4.2014 in Kraft getreten). 

189 Zum Ratifikationsstand: https://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY&mtdsg_no= 
IV-11&chapter=4&lang=en. 

190 Auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht, vgl. Art. 12. 
191 Vgl. auch die Abstufung der Verpflichtungen in Art. 4. Dazu Committee on the Rights of the Child 

(Hrsg.), General Comment No. 5 (2003), S. 1 ff. (CRC/GC/2003/5; abrufbar unter: http://daccess-
dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G03/455/14/PDF/G0345514.pdf?OpenElement; Stand: 2.7.2014). 

192 Zum Aufenthaltsbestimmungsrecht der Eltern Art. 9-11; zur Wächterrolle des Staates Art. 18 ff. 
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benteilung kommt in den im Zusammenhang mit der Förderung von Kindern besonders 
hervorzuhebenden Rechten des Kindes auf soziale Sicherheit (Art. 26) und „auf einen 
seiner körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung angemes-
senen Lebensstandard“ (Art. 27), der in erster Linie durch die Eltern zu verwirklichen 
ist (Abs. 2), die dazu aber von den Vertragsstaaten unterstützt werden müssen (Abs. 3), 
zum Ausdruck. Das Recht auf Bildung und dessen Ausrichtung werden gesondert gere-
gelt (Art. 28-30).193 

 
b) Die in der UN-KRK enthaltenen Grundrechte finden sich in allgemeinerer Form 

auch in den universellen und regionalen Menschenrechtsabkommen. Im Internationalen 
Pakt über bürgerliche und politische Rechte194 werden Kinder im Zusammenhang mit 
der Auflösung von Ehen erwähnt, weil die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang 
für deren Schutz Sorge zu tragen haben (Art. 23 Abs. 4 S. 2). Die EMRK195 erwähnt 
Kinder zwar ebenfalls nur am Rande ausdrücklich,196 der EGMR erkennt aber deren 
eigenständige Rolle im Rahmen der Rechtsdurchsetzung mittlerweile an.197 Zudem 
kann das Kindeswohl als öffentlicher Belang dazu dienen, Menschenrechtsverbürgun-
gen einzuschränken.198 Die ESC199 stellt Familien insgesamt unter besonderen staatli-
chen Schutz und weist damit zumindest mittelbar auf die Bedeutung von Betreuungsan-
geboten hin (Art. 16)200. Sie betont ferner gesondert den sozialen, gesetzlichen und 
wirtschaftlichen Schutz von Kindern, was vor allem im Zusammenhang mit Betreuung, 
Ausbildung und Erziehung von Bedeutung ist. Auch nach dem Internationalen Pakt 

                                                           
193 Vgl. in diesem Zusammenhang auch die UN Millennium Development Goals (2000, A/RES/55/2): 

bis 2015 soll die Grundschulausbildung für alle Kinder gewährleistet sein sowie die Kindersterb-
lichkeit um zwei Drittel gesenkt werden. 

194  V. 19.12.1966, UNTS Bd. 999, S. 171; BGBl. 1973 II, S. 1533. 
195 ETS Nr. 005, zuletzt ergänzt durch das 14. Zusatzprotokoll, CETS No. 194. 
196 Ausdrücklich erwähnt werden Kinder nur in Art. 5 des 7. Zusatzprotokolls, der aber keine eigenen 

Rechte für Kinder, sondern die Gleichberechtigung der Ehegatten bzgl. ihrer Kinder regelt. 
197 Vgl. allgemein Dethloff/Maschwitz, FPR 2012, S. 193. Zur Auslegung der EMRK im Lichte der 

UN-KRK Kilkenny, Human Rights Quarterly 2001, S. 308 ff. Augenscheinlichstes Beispiel für den 
Schutz von Kinderrechten durch die EMRK ist das Vereinigte Königreich, das die UN-KRK zwar 
ratifiziert, aber nicht ins nationale Recht umgesetzt hat (vgl. dazu Fortin, Children’s Rights and the 
Developing Law, 3. Aufl. 2009, S. 47 f.): die Umsetzung von Kinderrechten wird dabei primär 
durch die EMRK gewährleistet, (vgl. Lyon, Journal of Social Welfare & Family Law 2007, No. 2, 
S. 99 ff., mit Fallbeispielen wie rechtswidriger dauerhafter Unterbringung von Kindern in Heimen 
und dem Recht Jugendlicher auf eigenständige Interessenwahrnehmung vor Gericht), wobei die 
(britischen) Gerichte bei der EMRK-Anwendung explizit die UN-KRK heranziehen. 

198 Grabenwarter, Art. 8 EMRK, Rdnr. 90, Grabenwarter/Pabel, EMRK, § 22 Rdnr. 40 bzw. auch 
EGMR v. 26.7.2007, Nr. 58077/00 – Chepelev/Russland, Rdnr. 33 ff. 

199 Revidierte Fassung v. 3.5.1996, ETS Nr. 163.  
200 Vgl. Children’s rights under the European Social Charter, Information Document prepared by the 

Secretariat of the ESC, S. 1 (/www.coe.int/t/dghl/monitoring/socialcharter/Theme%20factsheets/Fa 
ctsheetChildren_en.pdf; Stand: 30.06.2014). 
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über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte201 soll die Familie als natürliche 
Kernzelle der Gesellschaft größtmöglichen Schutz und Beistand genießen (Art. 10 Nr. 
1). Dessen Art. 13 verpflichtet die Vertragsstaaten, das Recht auf Bildung anzuerken-
nen, eine verpflichtende, unentgeltliche und allen offenstehende primäre Bildung vorzu-
sehen und auch die weitere Bildung möglichst auszubauen. 

Eine Reihe spezieller völkerrechtlicher Verträge ergänzt die Bestimmungen, um die 
Rechtsstellung der Kinder in verschiedener Hinsicht zu verbessern. Zu nennen sind zum 
einen die durch die Haager Konferenz für Internationales Privatrecht erarbeiteten Über-
einkommen202, zum anderen die im Rahmen des Europarats203 geschlossenen Abkom-
men, insbesondere das Übereinkommen über die Rechtsstellung der unehelichen Kinder 
(ETS Nr. 085, 1975), das europäische Übereinkommen über die Adoption von Kindern 
(revidiert ETS Nr. 202, 2008), das Übereinkommen über den Umgang von und mit Kin-
dern (ETS Nr. 192, 2003), das Europäische Übereinkommen über die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederher-
stellung des Sorgeverhältnisses (ETS Nr. 105, 1980), das Übereinkommen des Europa-
rats zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch 
(ETS Nr. 201, 2007), sowie das Europäische Übereinkommen über die Ausübung von 
Kinderrechten (ETS Nr. 160, 1996). 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß sich die IAO um eine Konkretisierung des in 
der UN-KRK und anderen Verträgen enthaltenen Rechts auf Schutz vor wirtschaftlicher 
Ausbeutung bemüht. Das Übereinkommen Nr. 138204 über das Mindestalter bei der 
Zulassung zur Beschäftigung verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Abschaffung der Kin-
derarbeit (Art. 1) und legt das Mindestalter für die Beschäftigung der nachwachsenden 
Generation fest (Art. 3 und 6). Nach dem Übereinkommen Nr. 182205 über das Verbot 
und die unverzügliche Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit hat jeder 
Mitgliedstaat wirksame Maßnahmen zu treffen, um die schlimmsten Formen der Kin-
derarbeit zu verbieten und zu beseitigen.206 

 

                                                           
201  V. 16.12.1966, UNTS Bd. 993, S. 3. 
202 Beispielsweise über Maßnahmen für den Schutz von Kindern und die Zuständigkeiten hierfür, die 

Geltendmachung und Vollstreckung von Unterhaltsansprüchen; ein Überblick hierüber findet sich 
auf: http://www.hcch.net/index_de.php?act=text.display&tid=10#family (Stand: 19.06.2014).  

203  Der sich neben den Abkommen auch sonst für die Kinderrechte einsetzt, vgl. z.B. Strategy for the 
Rights of the Child (2012-2015), CM(2011) 171 fin. 

204  V. 26.6.1973, in Kraft seit 19.6.1976 (veröffentlicht unter: http://www.ilo.org/ilolex/german/docs/ 
convdisp1.htm). 

205  V. 17.6.1999, in Kraft getreten am 19.11.2000 (veröffentlicht unter: http://www.ilo.org/ilolex/ger-
man/docs/convdisp1.htm). 

206 Dieses Verbot zählt auch zu den Kernverpflichtungen der Staaten im Rahmen der IAO (core labour 
standards), vgl. dazu nur ILO Declaration on Fundamental Principles and Rights at Work 
(http://www.ilo.org/declaration/lang--en/index.htm). 
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